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PosiTion
Unnötige Wettbewerbsbehinderung 
durch die neue Postverordnung
Der Verband KEP&Mail kämpft seit seiner Gründung im Jahr 2002 für einen fairen Wettbe-
werb mit gleich langen Spiessen. Dies um den Kunden interessante Alternativen zur Post zu 
bieten. Erfolge konnten namentlich bei der Senkung der Monopolgrenze auf 50 Gramm und 
der Gleichstellung bei der Verzollung erzielt werden. Nach dem neuen Postgesetz verbleiben 
aber immer noch drei Viertel des Briefverkehrs im Monopol der Post. Das sind rund 1.7 Mil-
liarden Briefe pro Jahr oder 8 Millionen Briefe pro Tag. Auch der vollumfängliche Zugang zu 
den Infrastrukturen der Post bleibt den privaten Dienstleistern weitestgehend verwehrt. Dies 
obwohl sie unter Monopol- und Staatsschutz erstellt wurden.

Zur Zeit werden in der neuen Postverordnung die Umsetzungsspielregeln definiert. Für KEP&Mail 
ist es entscheidend, dass die im Postgesetz vorgesehenen marginalen Verbesserungen wett-
bewerbsfreundlich ausgestaltet werden. Beim Nacht- und Sonntagsfahrverbot ist dies mit der 
faktischen Gleichstellung erfreulicherweise der Fall. Bei verschiedenen anderen Punkten aber 
werden die privaten Dienstleister klar benachteiligt. Dazu gehören:

Postfachzugang 
Die vorgesehene Regelung führt dazu, dass private Dienstleister für den Postfachzugang auch 
Kosten tragen müssen, die in keinem Zusammenhang mit der beanspruchten Leistung stehen. 
Eine faire Entschädigungsregelung darf nur die Zusatzkosten für die Bedienung der Postfach-
anlage beinhalten. Die Festsetzung der Vergütung muss sich zudem an ähnlichen Leistungen im 
freien Markt orientieren. Ausserdem sollten andere Ausliefereinrichtungen wie Paketautomaten 
den Postfächern gleichgestellt werden.

Adressenaustausch
Ähnlich wie beim Postfachzugang sind auch beim Adressenaustausch nur die Zusatzkosten zu 
berücksichtigen, die in direktem Zusammenhang mit der erbrachten Leistung stehen. Da der 
Austausch von Adressen auch von privaten Dienstleistern zur Post funktioniert, sollen für beide 
Richtungen dieselben Entgelte Anwendung finden. In der Verordnung wird die Post verpflichtet, 
Überschüsse aus den Einnahmen der Adressänderungen an alle Postdienstleister zurück zu ver-

güten. Viel wichtiger wäre allerdings, dass die Post ebenfalls die 
Gewinne aus dem Handel mit Adressänderungen an alle zurückver-
teilt. Denn die Post erhält im Gegensatz zu privaten Dienstleistern 
aus hoheitlichen und praktischen Gründen automatisch von allen 
Personen und Firmen Adressänderungen. Die Post ist so der einzi-
ge Dienstleister, der mit diesen Adressänderungen handeln kann.

Weitere Bereiche
Zusätzlich nötige Anpassungen betreffen die GAV-Pflicht, die Si-
cherstellung des Zugangs zu Briefkastenanlagen, die Kennzeich-
nungspflicht der Dienstleister sowie Subventionsgleichheit bei 
der Zeitungszustellung. Schliesslich müssen die Nettokosten der 
Grundversorgung und der Ausgleich auf Basis einer optimierten 
Postorganisation erfolgen. 

All diese Punkte zeigen, dass der Entwurf zur Postverordnung ein-
seitig zu Gunsten der Post ausgestaltet ist und der Spielraum des 
Postgesetzes nicht genutzt wird.

Editorial
Es ist kaum zu glauben! Das 
Parlament hat nach zweijähriger 
Beratung ein neues Postgesetz 
hervorgebracht, das für den 
Wettbewerb kaum spürbare 
Verbesserungen bringt. Doch das 
scheint der schlechten Nachrich-
ten nicht genug. Wenn es nach 
dem Entwurf zur Postverordnung 
geht, dessen Vernehmlassung 
eben abgeschlossen wurde, 
kommt es noch schlimmer. So soll 
der im Postgesetz vorgesehene 
Zugang zu Postfach und Adressen 
mit prohibitiven Preismechanis-
men faktisch unwirksam gemacht 
werden. Es bleibt zu hoffen, dass 
der Bundesrat die Alarmzeichen 
der Branche so ernst nimmt wie 
er dies beim Nacht- und Sonn-
tagsfahrverbot beabsichtigt und 
bei der Schlussredaktion der 
Verordnung den Wettbewerb nicht 
noch weiter einschränkt als im 
Postgesetz vorgeschrieben.

Peter Sutterlüti,  
Präsident KEP&Mail
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Wettbewerb hilft den Kunden – wenn er 
durch die Hintertür nicht torpediert wird!

Dossier Postmarkt
Ungleiche Spiesse im Wettbewerb
Der Verband KEP & Mail hat ein Dossier zum Postmarkt in der Schweiz zusammengestellt. 
Im ersten Teil werden die heutigen Privilegien der Post beleuchtet. Der zweite Teil zeigt auf, 
welche Auswirkungen sich dadurch für den Wettbewerb und damit für die Konsumenten 
und die gesamte Wirtschaft in der Schweiz ergeben.

Das Dossier kann heruntergeladen werden auf der Website des Verbandes 
unter www.kepmail.ch > Downloads oder direkt als Druckversion bestellt werden 
bei position@kepmail.ch bzw. über Tel. 031 357 38 57, Fax 031 357 38 58.

Unbemerkt zeichnet sich bei der Postmarkt-
liberalisierung eine Entwicklung ab, welche 
die Marktöffnung durch die Hintertür torpe-
diert. Die Post versucht mit allen Mitteln, 
Privatunternehmen zu akquirieren. Die kürz-
liche Übernahme der Zeitungsvertragungs-
organisation Prevag ist nur ein Beispiel. Die 
Post hat es auf solche Dienstleister abgese-
hen, weil deren Zustellnetze eine gute Basis 
für den Einstieg in die Briefzustellung sind. 
Die Wettbewerbskommission, von KEP & Mail 
auf die Problematik aufmerksam gemacht, 
hat zwar die Gefahr erkannt. Trotzdem wird 
sie beim eher kleinen Prevag-Fall noch nicht 
intervenieren. Dem Postregulator fehlt dazu 
die Kompetenz und das UVEK als Eigner 
macht keine Anstalten, hier einzuschreiten.

Dank Wettbewerbsdruck bietet die Post heute 
im Paketbereich attraktive, innovative Dienst-
leistungen (Abholung der Sendungen beim 
Kunden, Paketverfolgung, Zustellung über 
Shops etc.). Dagegen werden im faktisch mono-
polisierten Briefmarkt kaum Neuerungen ange-
boten. Grund ist der fehlende Wettbewerb. 
Innovationen sind bisher meist von privaten 
Dienstleistern ausgegangen. Dabei bringen 
bereits zusätzliche Serviceangebote und 
Qualitätsverbesserungen den Kunden Mehr-
wert. In geöffneten Briefmärkten im Ausland 
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bspw. registrieren private Dienstleister jeden 
Brief elektronisch, um den Aufgabenachweis 
und die Rücksendung zu gewährleisten. Zudem 
schafft der Wettbewerb neue Arbeitsplätze. Seit 
Beginn der Briefmarktöffnung sind in Deutsch-
land mehr private Arbeitsplätze entstanden, 
als die Post aufgehoben hat. Und auch in der 
Schweiz wurden allein bei privaten Paket- 
und Expressdienstleistern bisher weit über 
3000 Arbeitsplätze geschaffen.

Im Monopolbereich sind die Preise hoch und 
generieren Monopolrenten, die auch Preisver-
billigungen bei den nicht reservierten Diens-
ten zulassen (Quersubventionierung). Darauf 
lässt die jüngst von der Post mit PostReg ge-
troffene Einigung über die ungedeckten Kos-
ten des Poststellennetzes schliessen. Diese 
dürfen ab 2008 nur noch 200 statt 400 Mio. CHF 
betragen. Das heisst, dass im Monopolbereich 
die Preise entsprechend zu hoch und im Wett-
bewerb zu tief angesetzt waren. Ein attraktives 
Preisniveau für Konsumenten und Geschäfts-
kunden kann nur mit Wettbewerb erzielt 
werden. Bei der Post fehlen Anreize für Preis- 
senkungen bei den Briefen. So hat die Post 
vor nicht allzu langer Zeit eine 100-g-Preis-
stufe eingeführt, welche ihr Millionenerträge 
in die Kassen spült. Obwohl Preissenkungen 
gerade in konjunkturschwachen Zeiten be- 
lebend wären.

Es ist bekannt, dass die Postmarktöffnung für 
Konsumenten und Geschäftskunden Vorteile 
bringt, den Universaldienst weiterhin garan-
tiert und Arbeitsplätze schafft. Grund genug, 
die Liberalisierung des Postmarktes zügig 
voranzutreiben. Dies allein genügt aber nicht. 
Es muss verhindert werden, dass die vor- 
gesehene Liberalisierung zur Farce wird und 
die Post über Aufkäufe von Konkurrenten ihr 
Monopol weiter zementiert.

Es fehlt oft an Objektivität, 
wenn über die Öffnung im 
Postmarkt diskutiert wird. 
Vielfach gelten persönliches 
Empfinden und eigene 
Erfahrungen als Leitplanke. 
So drohen bereits getroffene 
Entscheide mit Schein- 
argumenten verzögert zu 
werden. Dies, obwohl 
aufwendige, mit Steuer- 
geldern finanzierte Studien 
im Auftrag des UVEK unmiss-
verständlich belegen, 
dass selbst bei einer voll- 
ständigen Liberalisierung 
der heutige Universaldienst 
weiterhin garantiert ist. 
Und im Markt werden zudem 
positive Wirkungen erzielt. 
Es bleibt zu hoffen, 
dass die nun anlaufende 
Entscheidungsfindung zur 
Liberalisierung rasch Wirkung 
im Postmarkt erzielen kann. 
Zugunsten der Konsumenten 
und der ganzen Wirtschaft.

Peter Sutterlüti, Präsident
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extra

Fakten und Zahlen	 KEP&Mail 
Totalumsatz im KEP&Mail-Bereich pro Jahr	 600 Mio. CHF
Beförderte Pakete (Standard/Express) 	 30 Mio./Jahr
Beförderte Briefe (Schweiz, Import/Export)	 50 Mio./Jahr
Beschäftigte	 3000 Personen
Personal der Subunternehmer	 2000 Personen
Anzahl Depots	 50
Anzahl Verkaufs-/Annahmestellen/Zugangspunkte	 300

PosiTion ist das offizielle Sprachrohr 

von KEP&Mail und kann auf der Website 

www.kepmail.ch abonniert werden.  

PosiTion erscheint auch auf Französisch.
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